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Drucksache IV/579 


Erster Bericht 

der Bundesregierung zur Frage der lohnbezogenen Abgaben 


Der 4. Deutsche Bundestag beschloß in seiner 
13. Sitzung am 31. Januar 1962 entsprechend dem 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP betr. 
Vorlage eines Berichtes wegen Belastung mit lohn- 
bezogenen Abgaben — Drucksache IV/134 — die 
Bundesregierung aufzufordern, bis zum 30. Juni 
1962 einen Bericht über die Möglichkeiten eines 
Ausgleichs der gegenwärtigen Belastungen durch 
lohnbezogene Abgaben vorzulegen. Dieser Bericht 
soll auch die Auswirkungen der einzelnen Ände- 
rungsmöglichkeiten auf die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung und auf einzelne Wirtschaftszweige 
darlegen. 

Ein Interministerieller Arbeitskreis „Lohnbezogene 
Abgaben" hat das Problem der Lohnbezogenheit der 
Sozialabgaben in der 3. Wahlperiode untersucht. 
Der als Ergebnis dieser Untersuchung von der Bun- 
desregierung dem 3. Deutschen Bundestag vorge- 
legte Bericht — Drucksache 2723 — ist seinerzeit 
nur noch im Ausschuß für Mittelstandsfragem (48. 
Sitzung am 21. Juni 1961) erörtert worden. Dabei 
ist u. a. der Wunsch geäußert worden, daß bei künf- 
tigen Überlegungen die Bundesregierung auch die 
Situation auf internationaler Ebene, speziell in den 
Ländern der EWG, in die Untersuchung mit einbe- 
ziehen soll. 

Die Bundesregierung nimmt auf die Ergebnisse der 
sehr eingehenden Untersuchungen des Interministe- 
riellen Arbeitskreises in der 3. Wahlperiode Bezug. 
Sie hat — im Hinblick auf den neuen Auftrag des 
Bundestages — - in dem Interministeriellen Arbeits- 
kreis „Lohnbezogene Abgaben" den Fragenkomplex 
erneut geprüft und hierbei vor allem Möglichkeiten 
eines Ausgleichs der gegenwärtigen Belastungen 
durch lohnbezogene Abgaben zur Diskussion gestellt. 
Der Arbeitskreis kam dabei zu dem Ergebnis, daß 
eine umfassende und abschließende Untersuchung im 
Sinne des Beschlusses des Deutschen Bundestages 
vom 31. Januar 1962 wegen der Vielschichtigkeit 
des Problems und insbesondere wegen der bei der 
Untersuchung von Ausgleichsmöglichkeiten zu be- 
rücksichtigenden gesamtwirtschaftlichen Auswirkun- 
gen bis zum 30. Juni 1962 nicht möglich ist. Um dem 
vom Deutschen Bundestag erteilten Auftrag voll 
entsprechen zu können, hat der Interministerielle 
Arbeitskreis empfohlen, neben seinen eigenen wei- 


teren Prüfungen die im Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP enthaltenen Fragen auch zum Ge- 
genstand eines wissenschaftlichen Forschungsauftra- 
ges zu machen. Die Bundesregierung hat diesem 
Vorschlag zugestimmt. 

Der federführende Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung hat deshalb dem Institut für Wirt- 
schaftspolitik an der Universität Köln einen entspre- 
chenden Forschungsauftrag erteilt, nachdem die ur- 
sprüngliche Absicht, das Institut für Mittelstands- 
fragen an den Universitäten Bonn/Köln mit diesen 
Untersuchngen zu betrauen, wegen Arbeitsüberla- 
stung des Mittelstandsinstituts nicht verwirklicht 
werden konnte. 

Mit Rücksicht auf die dabei notwendig werdenden 
umfangreichen Prüfungen, Untersuchungen und Fest- 
stellungen wird mit der Fertigstellung dieses Gut- 
achtens erst im nächsten Jahre gerechnet werden 
können. Die Bundesregierung wird alsdann unver- 
züglich das Gutachten des Instituts für Wirtschafts- 
politik an der Universität Köln zusamrnen mit den 
weiteren Arbeiten des Interministeriellen Ausschus- 
ses und ihre Stellungnahme zu diesen Ergebnissen 
dem Bundestag vorlegen. 

Die vom Bundestagsausschuß für Mittelstandsfragen 
erbetenen näheren Feststellungen über die Situation 
auf internationaler Ebene, insbesondere in den Län- 
dern der EWG, konnten inzwischen bereits getrof- 
fen werden. Sie erscheinen der Bundesregierung mit 
Rücksicht auf die wachsende Verflechtung der Wirt- 
schaft in den sechs Mitgliedstaaten der EWG für 
die Beurteilung des Problems der lohnbezogenen 
Abgaben und dessen endgültige Lösung nicht uner- 
heblich. Im Hinblick auf die Verhandlungen mit 
Großbritannien und Dänemark über deren Beitritt 
zur EWG sind auch deren Systeme in die Übersicht 
einbezogen worden. 

Das Ergebnis ist in der Anlage „Das System der so- 
zialen Sicherheit und ihre Mittelaufbringung in den 
Staaten der EWG, in Großbritannien und in Däne- 
mark" zusammengefaßt niedergelegt. Die Bundes- 
regierung wird um eine weitere Klärung dieses 
Problems und um dessen Lösung unter Berücksich- 
tigung aller sozialen und wirtschaftlichen sowie 
gesellschaftspolitischen Wirkungen bemüht bleiben. 
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Anlage 


Das System der sozialen Sicherheit und ihre Mittelaufbringung 
in den Staaten der EWG, in Großbritannien und in Dänemark 


Vorbemerkung 

Die folgende Übersicht über das System der lohn- 
bezogenen Abgaben umfaßt die gesetzlichen Bei- 
träge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur sozia- 
len Sicherheit (Renten- bzw. Altersversicherung, 
Krankenversicherung und Mutterschutz, Arbeits- 
losen- und Unfallversicherung sowie die Bei- 
träge für Familienzulagen). Die staatlichen Zu- 
schüsse zu den einzelnen Versicherungszweigen 
blieben unberücksichtigt. Eine Beschränkung auf die 
allgemeinen Versicherungssysteme für Arbeitneh- 
mer war notwendig, ohne daß auf Sondersysteme 
und Sonderverhältnisse eingegangen werden 
konnte. 

Die Übersicht stützt sich weitgehend auf Berichte 
der Sozialreferenten in den Botschaften der Bundes- 
republik Deutschland in den aufgeführten Staaten. 
Ferner wurden herangezogen die „Vergleichende 
Darstellung der Systeme der sozialen Sicherheit in 
den Mitgliedstaaten der EWG", Heft 1, allgemeines 
System mit Stand vom 30. Juni 1961, herausgegeben 
von der Kommission der EWG und der Hohen Be- 
hörde der Montan-Union sowie die provisorische 
Ausgabe einer Studie des Internationalen Arbeits- 
amtes für die Kommission der EWG über die so- 
ziale Sicherheit unter dem Titel „Financement de la 
Securite Sociale", Brüssel, März 1962. 


A. Die Systeme in den Staaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

1. Die Aufbringung der Mittel zur sozialen 
Sicherheit 

1. Frankreidi 

Die Beiträge zur sozialen Sicherheit werden in 
Frankreich ohne Ausnahme in Vomhundertsätzen 
des Lohnes bis zu einer Beitragsbemessungsgrenze 
erhoben. 

Für die Sozialversicherung; die die Kranken-, Mut- 
terschafts-, Invaliditäts-, Alters- und Todesversiche- 
rung umfaßt, wird ein Globalbeitrag erhoben, des- 
sen Aufteilung auf die einzelnen Versicherungs- 
zweige durch Verordnungen erfolgt. Der Beitrag 
wird zum überwiegenden Teil (ca. ^/s) von den Ar- 
beitgebern, der Rest von den Arbeitnehmern ge- 
tragen. 

Für die Unfallversicherung und für die Familien- 
ausgleichskassen werden die Mittel von den Arbeit- 
gebern aufgebracht. In der Unfallversicherung be- 
stimmt sich die Beitragshöhe nach dem Risiko der 
Branche bzw. des Betriebes. 


Die Mittel zur Arbeitslosenfürsorge werden in 
Frankreich grundsätzlich vom Staat und den Ge- 
meinden getragen. Daneben besteht für die Arbeit- 
nehmer der Industrie- und Handelsunternehmen, die 
im Zentralrat der französischen Industrie erfaßt 
sind, ein besonderes tarifvertragliches Vcrsiche- 
rungssystem, für das die Beiträge überwiegend von 
den Arbeitgebern, der Rest von den Arbeitnehmern 
aufgebracht werden. 

2. Italien 

In Italien besteht ebenfalls eine feste Lohnbezogen- 
heit der Abgaben zur sozialen Sicherheit, wobei bis 
auf gewisse Übergangsbestimmungen bei der Fami- 
lienbeihilfe keine Beitragsbemessungsgrenzen be- 
stehen. Ein Unterschied zu den Systemen der übri- 
gen Länder besteht insoweit, als bei der Aufbrin- 
gung des sogenannten Grundbetrages für die Inva- 
liden-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung so- 
wie für die Arbeitslosenversicherung die Beiträge 
nicht kontinuierlich mit der Lohnhöhe steigen, son- 
dern nach Einkommensklassen gestaffelt sind. 

Bei der Mittelaufbringung für die Invaliden-, Alters- 
und Hinterbliebenenversicherung bestehen 2 For- 
men: Ein Grundbeitrag wird nur vom Arbeitgeber 
finanziert, der je nach Lohngruppe zwischen 26 und 
420 Lire pro Versicherten und Monat beträgt. Die 
anderen Mittel dieses Versicherungszweiges wer- 
den in Vomhundertsätzen des Verdienstes berech- 
net und zu -k vom Arbeitgeber und zu Vs vom Ar- 
beitnehmer aufgebracht. 

Die Beiträge zur Unfallversicherung werden nur 
vom Arbeitgeber getragen. 

Die Beiträge zur Krankenversicherung trägt über- 
wiegend der Arbeitgeber. Dabei ist der Beitrag des 
Arbeitgebers für Angestellte niedriger als der für 
Arbeiter. 

Bis zum Oktober 1961 bestanden für die Beiträge 
zur Familienausgleichskasse außerordentlich hohe 
Sätze (bis zu 35 v. H. des Bruttolohnes), die jedoch 
nur bis zu einer relativ niedrig festgesetzten Bei- 
tragsbemessungsgrenze berechnet wurden. Die Sätze 
sind inzwischen um fast die Hälfte gesenkt und die 
Beitragsbemessungsgrenze weitestgehend beseitigt 
worden. Als Ubergangslösung sollen sie teilweise 
noch bis zum Jahre 1964 fortbestehen. 

Für die Arbeitslosenversicherung werden, ähnlich 
wie bei der Rentenversicherung, neben den eigent- 
lichen Beiträgen in Vomhundertsätzen des Lohnes 
Grundbeträge vom Arbeitgeber erhoben, die nach 
Einkommensklassen der Arbeitnehmer gestaffelt 
sind. 
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3. Niederlande 

Die Beitrage zur Invaliditäts-, Alters- und Hinter- 
bliebenenversicherung knüpfen nicht unmittelbar an 
den Lohn an, sondern sind als feste Beiträge nach 
Alter und Geschlecht der Arbeitnehmer gestaffelt 
und in der Regel vom Arbeitgeber zu tragen. In 
einzelnen Industriezweigen bestehen ferner Pen- 
sionskassen; die Beiträge dazu werden meist zu 
gleichen Teilen von Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern aufgebracht. Teilweise v/erden die Beiträge 
nach Vomhundertsätzen des Lohnes und teilweise 
durch absolute Beiträge pro Arbeitnehmer erhoben. 
Neben diesen Versicherungen bestehen noch 2 wei- 
tere Systeme, bei denen die Beiträge jedoch nur 
von den Versicherten aufzubringen sind. Es handelt 
sich dabei einmal um die allgemeine Volksversiche- 
rung, in die iin Prinzip alle Einwohner einbezogen 
sind. Diese Versicherung besteht aus einer allge- 
meinen Alters- und einer allgemeinen Witwen- und 
Waisenversicherung. Die Beiträge dazu betragen 
insgesamt 6,75 v. H. des Lohnes. Mit Einführung 
dieser Versicherung wurden jedoch die Mindest- 
löhne umx 5,6 V. H. erhöht, was dem Beitragssatz 
für die allgemeine Altersversicherung entspricht. 
Für Versicherte mit einem geringen Einkommen 
zahlt der Staat die Beiträge. 

Das 2. System bildet eine freiwillige Altersversiche- 
rung, in dem die Beiträge nach Alter, Geschlecht 
und Höhe der Versicherung differieren. 

Für die Unfallversicherung werden die Beiträge 
nach Gefahrenklassen in Vomhundertsätzen des Loh- 
nes bis zu einer Bemessungsgrenze nur vom Arbeit- 
geber aufgebracht. 

Für die Krankenversicherung werden Beiträge in 
Vomhundertsätzen des Lohnes vom Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer erhoben, wobei der Anteil des Arbeit- 
gebers überwiegt. 

In der Familienausgleichskasse trägt der Arbeitge- 
ber die Beiträge, die bis zu einer Beitragsbemes- 
sungsgrenze in Vomhundertsätzen des Lohnes erho- 
ben werden. 

Die allgemeine Arbeitslosenversicherung und die 
Wartegeldversicherung für Arbeitslose erheben Bei- 
träge zu gleichen Teilen vom Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer in Vomhundertsätzen des Lohnes bis zu 
einer Beitragsbemessungsgrenze. Die Beitragshöhe 
ist bei der Wartegeldversicherung in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen unterschiedlich. 

4. Belgien 

In Belgien werden die Beiträge für alle Versiche- 
rungszweige in Vomhundertsätzen des Lohnes erho- 
ben. Mit Ausnahme der Altersversicherung der Ar- 
beiter bestehen in allen Zweigen Beitragsbemes- 
sungsgrenzen. 


Die Beiträge der Invaliditäts-, Alters- und Hinter- 
bliebenenversicherung werden innerhalb bestimm- 
ter Perioden festgesetzt und zu gleichen Teilen von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern aufgebracht. 

Lediglich bei den Angestellten tragen die Arbeit- 
geber etwas mehr als die Hälfte der Lasten. 

In der Unfallversicherung werden die Beiträge nur 
vom Arbeitgeber nach der Gefahrenklasse des Be- 
triebes erhoben. 

In der Krankenversicherung tragen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer je die Hälfte der Beiträge. Der Bei- 
trag für Angestellte liegt etwas niedriger als der 
der Arbeiter. 

Die Beiträge zur Familienausgleichskasse werden 
von den Arbeitgebern aufgebracht. 

In der Arbeitslosenversicherung tragen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer je die Flälfte der Beiträge. 


5. Luxemburg 

In Luxemburg besteht die Lohnbezogenheit aller 
Beiträge zur Sozialversicherung, wobei die Beiträge 
mit Ausnahme der Invaliditäts- und Altersversiche- 
rung und für Familienzulagen für Arbeiter nur bis 
zu einer Beitragsbemessungsgrenze berechnet wer- 
den. 

Für die Invaliden-, Alters- und Hinterbliebenenver- 
sicherung werden die Beiträge zu gleichen Teilen 
von den Arbeitgebern und Arbeitnehmern getragen. 

Die Beiträge zur Unfallversicherung werden nach 
dem Risiko des Betriebes und seiner Branche erho- 
ben und nur vom Arbeitgeber getragen. 

Die Mittel zur Krankenversicherung werden zu V/;^ 
von den Arbeitgebern und zu -/s von den Arbeit- 
nehmern aufgebracht. 

Für die Familienausgleichskassen tragen die Ar- 
beitgeber die Belastung. Die Sätze variieren in den 
einzelnen Branchen und sind für Arbeiter und An- 
gestellte unterschiedlich festgelegt. 

Luxemburg hat für den Fall der Arbeitslosigkeit nur 
ein System der Arbeitslosenunterstützung, das vom 
Staat und den Gemeinden finanziert wird. 


11. Die Belastungen des Lohnes in Vomhundertsätzen 
für die einzelnen Versichenmgszweige 
in den Staaten der EWG 

Die Belastungen der Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer in Vomhundertsätzen des Lohnes im Jahre 
1961 sowie die Höhe der Beitragsbemessungsgren- 
zen ergeben sich aus folgender Tabelle: 
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Versicherung 

Frank 

AG 

r e i c h 

AN 

Ita] 

AG 

Lien 

AN 

Beitragssatz 

Renten- Lohnes 



0 10,65 

5,25 

versicneruiiy 

Beitrags- 

bemessungsgrenze 


— 

Beitragssatz 

Kranken- des Lohnes 

14,25 

6 

5,15—7,15 

0,15 

Beitrags- 

bemessungsgrenze 

800 NF 

— 

Beitragssatz 

Unfall- des Lohnes 

0 3,4 

— 

0 3,7 

i 

versicTieruiiy 

Beitrags- 

bemessungsgrenze 

800 NF 

— 

Beitragssatz 

Familien- des Lohnes 

aiicrrloi /-Vi c V a c c o 

13,5 

— 

17,5 

— 

ctUby Iclullbrvcibbe 

Beitrags- 

bemessungsgrenze 

800 NF 

1 

Beitragssatz 

Arbeitslosen- in v. H. des Lohnes 

— 

— 

2,3 v.H. + 

1 — 4 Lire 
wöchentlich 

— 

V cl o lull cl Lilly 

Beitrags- 

bemessungsgrenze 


— 


IIL Die Diskussion um lohnbezogene Sozialabgaben 
in den EWG-Staaten 

1. In Frankreich streben vor allem die lohninten- 
siven Industrien und zum Teil auch die Gewerk- 
schaften ein Abgehen von der Lohnbezogenheit der 
Sozialabgaben und eine Mittelaufbringung durch 
eine Steuer an. Allerdings befürchtet die Gewerk- 
schaft dabei, ihren Einfluß und ihre Mitwirkung bei 
der Selbstverwaltung der Sozialversicherung zu ver- 
lieren. Auch aus der französischen Arbeitsverwal- 
tung werden Stimmen laut, die eine Änderung der 
gegenwärtigen Mittelaufbringung befürworten. Die 
für die nächsten Jahre erwarteten Defizite und z. T. 
auch Überschüsse in einzelnen Versicherungszwei- 
gen begründen Wünsche nach einem neuen Finan- 
zierungsmodus. Man glaubt, daß die für die Herstel- 
lung eines finanziellen Gleichgewichtes in der So- 
zialversicherung notwendigen Mittel in Zukunft 
nicht mehr aus der Beitragserhebung über die Lohn- 
summe aufgebracht werden können. Die „Philoso- 
phie" der französischen sozialen Sicherheit beruht 
im Gegensatz zur Bundesrepublik (s. Bericht über 
die lohnbezogenen Abgaben — Drucksache 2723 dei 
3. Wahlperiode, S. 6 f.) auf dem Gedanken der na- 
tionalen Solidarität. Daher liegt auch ein Appell an 


die nationale Gemeinschaft zur Überwindung der 
sich abzeichnenden Schwierigkeiten nahe. 

Gegner des Gedankens einer Fiskalisierung der So- 
zialabgaben befürchten, daß bei einer Systemände- 
rung die entlasteten WirtscJiaftszweige keine Preis- 
senkungen vornehmen, die zusätzlich belasteten 
Zweige jedoch ihre Last durch Preiserhöhungen 
fortwälzen werden. Das Gesamtpreisniveau werde 
ansteigen und ein Teil der Entlastungen aus der 
Wahl eines anderen Finanzierungssystems werde 
über erhöhte sonstige Kosten wieder verlorengehen. 
Ferner rechnen diese Kreise damit, daß nach Weg- 
fall der Bremsen, die das jetzige System biete, der 
Druck auf die Regierung zur Durchsetzung erhöhter 
Leistungen zunehmen werde. 

2. In Italien wird die Frage gelegentlich diskutiert, 
ohne jedoch stärker in den Vordergrund zu treten. 
Lediglich im Falle der Familienbeihilfen, die in 
Italien außerordentlich hoch sind, hat das Problem 
eine Rolle gespielt. Allerdings ist die Lohnbezogen- 
heit dieser Beiträge dann in vollem Umfange her- 
gestellt worden. 

3. Außer einem einzigen Fall im Jahre 1960, der 
durch eine Protestaktion mittelständischer Verbände 
auftrat, ist in Belgien das Problem lohnbezogener 
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N i e d e 

AG 

r 1 a n d e 

AN 

Bel 

AG 

gi en 

AN 

Luxe] 

AG 

m b u r g 

AN 

0,5— 0,6 hfl. 
pro Woche 
und AN 

6,75 2) 



5 

5 

688 hfl. 3) 


ca. 15 700 Ifrs <) 

2,7— 8,7 

2,7— 3,2 

7,95—9,5 

7—8 

2 

4 

572 hfl. 

8 000 bfrs 

9 600 Ifrs 

0 1,8 

— 


— 

0,5—20,5 

— 

572 hfl. 

10 000 bfrs j 

14 500 Ifrs« 

4,9 

— 

8,5 

— 

2,4—4,37 

— 

572 hfl. 

6 000 bfrs 

9 500 Ifrs 

0 0,75«) 

0 0,75 8 ) 

1 

1 


1 

666 hfl. 

6 000 bfrs 

— 


’) Die Angaben für Frank- 
reidi beziehen sich auf 
den Stand vom 1. Januar 
1962. 

-) Beiträge zur allgemeinen 
Altersversicherung (5,5 
V. H.) und zur allgemeinen 
Witwen- und Waisenver- 
sicherung 

nur für die allgemeine 

Altersversicherung 

nur für Angestellte; keine 

Beitragsbemessungsgrenze 

für Arbeiter 

h Beitragshöhe konnte nicht 
ermittelt werden, 
nur für Angestellte und 
Meister; keine Beitrags- 
bemessungsgrenze für Ar- 
beiter 

') siehe Seite 4; Beitrags- 
bemessungsgrenze für die 
Familienausgleichskasse — 
Italien 

”) davon einheitlich für alle 
Wirtschaftszweige 0,3 v. H. 
für die allgemeine Ar- 
beitslosenversicherung 
und 0,45 V. H. als Durch- 
schnittssatz für dieWarte- 
geldversidierung für Ar- 
beitslose, deren Beiträge 
in den einzelnen Wirt- 
schaftszweigen zwischen 0 
und 3,8 V. H. schwanken 

AG Beitrag der Arbeitgeber 

AN Beitrag der Arbeitneh- 
mer 


Sozialabgaben nicht diskutiert worden. Nach den 
hier vorliegenden Berichten scheint auch schon des- 
wegen dieses Problem dort weniger akut zu sein, 
weil die Fortwälzung dieser Belastungen auf den 
Verbraucher in Belgien gleichsam „geltendes Recht“ 
ist. 

4. In den Niederlanden und in Luxemburg wird das 
Problem den Berichten zufolge gegenwärtig nicht 
diskutiert. 


B. Die Grundzüge der Mittelaufbringung 
in Großbritannien und in Dänemark 

1. Großbritannien 

a) In Großbritannien werden die Mittel zur sozia- 
len Sicherheit, soweit sie durch Beiträge der Ver- 
sicherten aufgebracht werden, in einem Global- 
beitrag erhoben. Sie sind nach Geschlecht und 
Erwerbstätigkeit (Arbeitnehmer, selbständige 
Erwerbspersonen, Nichterwerbstätige) gestaffelt. 
Seit dem 1. April 1961 ist dieses System modi- 
fiziert worden. Demnach werden für Arbeitneh- 
mer, deren Einkommen eine bestimmte Höhe 
überschreitet, zusätzlich gestaffelte Beiträge bis 
zu einer Beitragsbemessungsgrenze erhoben. Die 


Beiträge des Einheitssatzes der Arbeitnehmer 
werden zu etwas mehr als 50 v. H. von den Ar- 
beitgebern, die gestaffelten Beiträge werden zu 
je 50 V. H. von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
getragen. 

b) In Großbritannien ist die Belastung durch lohn- 
bezogene Sozialabgaben bis jetzt nicht als Pro- 
blem lohn- bzw. arbeitsintensiver Betriebe be- 
trachtet worden, zumal auch die unmittelbaren 
Belastungen im Vergleich zu den Belastungen 
nach den Systemen des Kontinents erheblich 
niedriger sind. 

2. Dänemark 

a) Bei der Krankenversicherung werden die Ver- 
sicherten in zwei Gruppen eingeteilt, jo nach- 
dem, ob sie unter- oder oberhalb einer vom So- 
zialministerium festzusetzenden Einkommens- 
grenze liegen. Die Versicherten mit höherem 
Einkommen zahlen einen höheren Beitrag. Für 
das Krankentagegeld wird ein zusätzlicher Bei- 
trag nach geleisteten Arbeitsstunden erhoben 
und zu Va von den Arbeitnehmern, zu -U von 
den Arbeitgebern aufgebracht. Zu beiden Zwei- 
gen der Versicherung leistet der Staat Zuschüsse. 
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Die Mittel zur Unfallversicherung werden von 
den Arbeitgebern nach der Zahl der ganzjährig 
Beschäftigten erhoben. 

Für die Rentenversicherung werden von Berufs- 
tätigen 1,25 V. M. des einkommensteuerpflichti- 
gen Teils des Lohnes erhoben. 

In der Arbeitslosenversicherung werden die Mit- 
tel durch Beiträge der Versicherten, der Arbeit- 
geber und durch Staatszuschüsse erbracht. 

b) In Dänemark ist das Problem lohnbezogener Ab- 
gaben nicht diskutiert worden. Auch hier lassen 
die Unterschiede im System keinen Vergleich 
mit den Verhältnissen in den EWG-Staaten zu. 


C. Zusammenfassung 

1. In den Ländern der EWG werden die Mittel zu 
den einzelnen Zweigen der sozialen Sicherheit in 
den allgemeinen Versicherungssystemen fast aus- 
nahmslos in Vomhundertsätzen des Lohns berechnet 
und erhoben, bilden also echte lohnbezogene Abga- 
ben. Auch dort, wo, wie z. B. bei der Rentenver- 
sicherung in Holland, feste Beiträge je Arbeitneh- 
mer erhoben werden, bleibt eine mittelbare Bezo- 
genheit der Abgaben auf den Lohn bestehen. Es 
fällt lediglich die Differenzierung nach dem Indivi- 
dualeinkommen fort. 

Mit geringen Ausnahmen bestehen für die Errech- 
nung der Beiträge Beitragsbemessungsgrenzen. Sol- 
che Höchstgrenzen bestehen nicht in Italien — mit 
geringen Ausnahmen bei den Familienbeihilfen — 
und für die Altersversicherung der Arbeiter in Bel- 
gien. 

2. Die Beiträge für die Familienbeihilfen und für 
die Unfallversicherung werden in allen Mitglied- 


staaten der EWG ausschließlich von den Arbeitge- 
bern aufgebracht. Die Beiträge zu den übrigen Ver- 
sicherungszweigen werden zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern aufgeteilt. Diese Aufteilung ist 
unterschiedlich. Insgesamt gesehen überwiegt die 
größere Belastung der Arbeitgeber. 

Die einzelnen Branchen tragen grundsätzlich den 
gleichen Vomhundertsatz der Belastung. Von dieser 
Regel sind generell die Beiträge für die Unfallver- 
sicherung ausgenommen, die je Gewerbezweig kol- 
lektiv festgesetzt werden, wobei für Frankreich 
unter bestimmten Bedingungen und in Luxemburg 
allgemein noch zusätzlich das individuelle Risiko 
des Betriebes berücksichtigt wird. Eine unterschied- 
liche Belastung für die einzelnen Branchen besteht 
darüber hinaus bei der Mittelaufbringung für die 
Familienausgleichskassen in Luxemburg und in Ita- 
lien sowie bei der Arbeitslosenversicherung in den 
Niederlanden. 

3. Die relative Höhe zum Lohn ist für die einzel- 
nen Versicherungszweige in den Ländern unter- 
schiedlich. Neben diesen erfaßten gesetzlichen Bei- 
trägen bestehen weitere Belastungen durch tarif- 
liche Vereinbarungen oder/und durch freiwillige 
Leistungen. Aus diesem Grunde ist von einer Sum- 
mierung und einem Vergleich der gesetzlichen Ge- 
samtbelastung abgesehen worden. 

4. Dem Problem der lohnbezogenen Abgaben wird, 
soweit es diskutiert wird, offenbar eine geringere 
Bedeutung als in der Bundesrepublik beigemessen. 
Lediglich in Frankreich wird in stärkerem Maße 
eine Fiskalisierung gefordert. 

5. In England und Dänemark sind grundsätzlich an- 
dere Verhältnisse gegeben. Die dortigen Systeme 
der sozialen Sicherheit können mit dem deutschen 
nicht verglichen werden. 
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